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Antrag nach § 1 Abs. 1 Satz 1 IFG 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

hiermit zeigen wir an, dass uns die Freie Apothekerschaft e.V. mit der Wahr-

nehmung ihrer rechtlichen Interessen betraut hat. Eine Vollmacht wird anwalt-

lich versichert. 

Namens und in Vollmacht der Freien Apothekerschaft e.V. beantragen wir auf 

der Grundlage von § 1 Abs. 1 Satz 1 IFG, uns folgende amtlichen Informationen 

i.S.d. § 2 Nr. 1 IFG elektronisch oder hilfsweise schriftlich zur Verfügung zu 

stellen: 

1. Welche Erwägungen liegen der konkreten Höhe der in § 3 Abs. 1a Arz-
neimittelpreisverordnung (AMPreisV) vorgesehenen sog. „Liefereng-
pass-Pauschale“ zugrunde? 

2. Wie setzt sich der Zuschlagsbetrag von 50 Cent (netto) rechnerisch zu-
sammen? 

3. Gehen Sie davon aus, dass der Zuschlagsbetrag dem tatsächlichen 
Mehraufwand der Apothekerinnen und Apotheker gerecht wird? 
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I. Zum Sachverhalt  

Um der angestiegenen Anzahl von Lieferengpässen bei Arzneimitteln entgegenzuwirken und 

auf die damit einhergehenden Probleme für Apothekerinnen und Apotheker sowie für (ge-

setzlich) versicherte Personen zu reagieren, hat der Bundestag im Jahr 2023 auf Initiative des 

Bundesgesundheitsministeriums das Gesetz zur Bekämpfung von Lieferengpässen bei pa-

tentfreien Arzneimitteln und zur Verbesserung der Versorgung mit Kinderarzneimitteln 

(BGBl. 2023 I Nr. 197 vom 26.07.2023) beschlossen.  

Dieses sieht unter anderem auch Änderungen der Arzneimittelpreisverordnung vor, in der 

eine sog. „Lieferengpass-Pauschale“ für Apotheken vorgesehen ist, vgl. § 3 Abs. 1a AMPreisV. 

Der konkrete Pauschalbeitrag wird dort mit 50 Cent (netto) festgesetzt. Die Gesetzesbegrün-

dung des Referentenentwurfs führt dazu Folgendes aus: 

„Die Apothekenvergütung nach § 3 Absatz 1 stellt eine Mischkalkulation dar und be-
rücksichtigt grundsätzlich sämtliche Tätigkeiten und Aufwände der Apotheken, die mit 
der Abgabe von Arzneimitteln verbunden sind. Aufgrund der zunehmenden Anzahl von 
Arzneimittellieferengpässen kommen zu den bereits bestehenden Aufwänden weitere 
hinzu, die bislang nicht hinreichend berücksichtigt sind. Mit dem neuen Zuschlag nach 
Absatz 1a soll der zusätzliche Aufwand honoriert werden, der sich insbesondere in 
Rücksprachen mit den verschreibenden Ärztinnen und Ärzten oder in Nachfragen beim 
pharmazeutischen Großhandel niederschlägt.“ 

(Referentenentwurf zum Arzneimittel-Lieferengpassbekämpfungs- und Versorgungs-
verbesserungsgesetz – ALBVVG, S. 32). 

Daraus folgt, dass der Pauschalbeitrag dazu dienen soll, den sich aus Lieferengpässen erge-

benden Mehraufwand für Apothekerinnen und Apotheker finanziell aufzufangen und diese 

zu entschädigen. Allerdings fehlt sowohl dem Gesetz als auch seiner Begründung eine Erläu-

terung, wie sich der Nettopauschalbetrag von 50 Cent (rechnerisch) zusammensetzt und wel-

che konkreten Erwägungen dieser Berechnung zugrunde liegen.  

Auf ebendiese Informationen zielt der vorliegende Informationsantrag ab.  
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II. Zur Rechtslage 

Um die tatsächlichen und rechnerischen Erwägungen nachvollziehen zu können, die Sie dazu 

bewegt haben, den Betrag der sog. „Lieferengpass-Pauschale“ auf 50 Cent (netto) festzule-

gen, stellen wir den vorliegenden IFG-Antrag.  

Der voraussetzungslose Informationsanspruch aus § 1 Abs. 1 Satz 1 IFG zwingt Bundesbe-

hörden dazu, die ihnen vorliegenden Informationen auf Antrag preiszugeben. Eines beson-

deren Informationsinteresses der Antragstellerin bedarf es dafür nicht, 

Schoch, IFG, 2. Auflage 2016, § 1 Rn. 18. 

Ausschlussgründe, die dem vorliegenden Informationsantrag entgegenstehen können, sind 

nicht gegeben. Insbesondere ist dem Katalog der §§ 3 ff. IFG kein Ausschlussgrund zu ent-

nehmen, der Sie zur Versagung der begehrten Informationen berechtigt.  

Bei den begehrten Informationen handelt es sich insbesondere nicht um vertrauliche behör-

deninterne Beratungen i.S.d. § 3 Nr. 3 lit. b IFG. Überdies handelt es sich bei den begehrten 

Informationen um die sachlichen Beratungsgrundlagen, die vom Ausschlusstatbestand des 

§ 3 Nr. 3 lit. b IFG nicht erfasst werden,  

Schoch, IFG, 2. Auflage 2016, § 3 Rn. 176. 

Schließlich steht dem vorliegenden Informationsbegehren auch nicht entgegen, dass die be-

antragten Informationen im Rahmen eines Gesetzgebungsverfahrens erhoben worden sein 

dürften. Nach der Gesetzesbegründung soll nur der spezifische (Kern-)Bereich der Wahrneh-

mung parlamentarischer Angelegenheiten vom Informationszugang nach § 1 Abs. 1 S. 2 IFG 

ausgenommen bleiben,  

BT-Drs. 15/4493 S. 8. 

Sachliche Erhebungen und Berechnungen, die Eingang in einen Referentenentwurf gefunden 

haben, der wiederum Grundlage eines Bundesgesetzes geworden ist, gehören nicht in den 

Kernbereich legislativer Eigenverantwortung und fallen insbesondere auch nicht in den 
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Schutzbereich der freien Mandatsausübung eigener Parlamentsmitglieder, was für die Ableh-

nung des Anwendungsbereichs von § 1 Abs. 1 S. 2 IFG erforderlich wäre,  

vgl. Schoch, IFG, 2. Auflage 2016, § 1 Rn. 193 f. 

Nach § 7 Abs. 5 Satz 1 und Satz 2 IFG sind die begehrten Informationen unverzüglich, spä-

testens aber innerhalb eines Monats zur Verfügung zu stellen. Nach § 1 Abs. 2 Satz 2 IFG 

darf von der Art der begehrten Informationsgewährung überdies nur aus wichtigen Gründen 

abgewichen werden. 

III. Zusammenfassung  

Nach alledem besteht ein Anspruch der Antragstellerin auf Erteilung der begehrten Informa-

tionen. Wir bitten Sie daher, uns diese unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb eines Mo-

nats nach Zugang dieses Antrags, elektronisch – hilfsweise schriftlich – zur Verfügung zu 

stellen. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dr. Fiete Kalscheuer    Dr. Nicolas Harding 


